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fondssteuer in den folgenden Jahren um jeweils 
einen Punkt bis zur Produktionsfondssteuer von 
60 0 zu erhöhen, sofern sich aus der effektiv er­
zielten Fondsrentabilität des jeweiligen Jahres 
keine höhere Produktionsfondssteuer ergibt. Bei 
Betrieben, deren Fondsrentabilität im Jahre 1971 
60 о nicht erreicht, ist entsprechend zu verfah­
ren; die Produktionsfondssteuer beträgt in die­
sen Fällen erstmals für das Jahr 1972 jedoch 
mindestens 1 % der betrieblichen produktiven 
Fonds.
Private Handwerks- und Kleinbetriebe (Betriebe 
bis zu 10 Beschäftigten), für deren Erzeugnisse 
bzw. Leistungen Industriepreise gelten, entrich­
ten ebenfalls eine Produktionsfondssteuer. Sie 
wird aus Vereinfachungsgründen auf den Um­
satz bezogen und in Form eines Prozentsatzes 
erhoben.

2.2. Umsatzsteuer und Gewerbesteuer werden nicht 
erhoben, wenn diese Steuern bei Bildung der In­
dustriepreise nicht kalkuliert wurden.

3. Regelungen im Zusammenhang mit Gewinnver­
änderungen auf Grund des Wirkens der Indu­
striepreise

3.1. Gewinnerhöhungen, die durch das Wirken der 
Preise der Industriepreisreform eingetreten sind

3.1.1. Bei Betrieben nach Ziff. 2., die für das Jahr 1970 
Gewinnausgleich durch Abführung der nicht auf 
eigener Leistung beruhenden, sondern infolge 
Wirkens der Preise der Industriepreisreform ein­
getretenen Gewinnerhöhungen zu entrichten hat­
ten, entfällt die Zahlung dieses Gewinnausgleichs 
ab dem Jahre 1971 bis zur Höhe der nach den 
geltenden Rechtsvorschriften zu entrichtenden 
Produktionsfondssteuer. Der die Produktions­
fondssteuer für 1971 übersteigende Betrag der 
Abführung für das Jahr 1970 ist ab dem Jahre 
1971 in jährlich gleichbleibender Höhe an den 
zuständigen Rat des Kreises abzuführen.

3.1.2. Die Abführung gemäß Ziff. 3.1.1. entfällt, wenn 
für die von den betreffenden Betrieben herge­
stellten Erzeugnisse und Leistungen Preise aus 
planmäßigen Industriepreisänderungen zum Zeit­
punkt des Inkrafttretens dieses Beschlusses be­
reits wirksam geworden sind bzw. ab dem Jahr, 
in dem für die hergestellten Erzeugnisse und 
Leistungen solche Industriepreise wirksam wer­
den.
Gelten die planmäßig geänderten Industriepreise 
nur für einen Teil der Produktion bzw. Leistun­
gen, entfällt insoweit die Abführung gemäß 
Ziff. 3.1.1. anteilig.

3.2. Gewinnminderungen durch das Wirken der In­
dustriepreise
Mit der Einführung planmäßiger Industriepreis­
änderungen ist durchzusetzen, daß die Industrie­
preise ökonomisch zielgerichteter auf die Sen­
kung der Selbstkosten und die Verbesserung der 
Fondsökonomie wirken. Davon ausgehend wer­
den für die Betriebe mit staatlicher Beteiligung, 
Produktionsgenossenschaften des Handwerks so­
wie privaten Betriebe ab dem Jahre 1971 Ge­
winnstützungen für eingetretene Gewinnminde­
rungen auf Grund der Preise aus planmäßigen

Industriepreisänderungen bzw. der Preise der In­
dustriepreisreform grundsätzlich nicht mehr ge­
währt.

3.3. Gewinnerhöhungen beim Bezug von preisverän­
derten Materialien und Leistungen im Zusam­
menhang mit planmäßigen Industriepreisände­
rungen

3.3.1. Betriebe mit staatlicher Beteiligung, Produktions­
genossenschaften des Handwerks und private 
Betriebe, bei denen auf Grund planmäßiger In­
dustriepreisänderungen beim Bezug von Material 
und Leistungen nicht auf eigenen Leistungen be­
ruhende Gewinnerhöhungen eintreten, haben 
diese Gewinnerhöhungen (gegebenenfalls saldiert 
mit den aus gleichem Anlaß eintretenden Ge­
winnminderungen) an den Rat des Kreises abzu­
führen.
Der Abführungsbetrag wird nach dem unter Ziff.
3.3.3. dargestellten Verfähren ermittelt.

Private Handwerks- und Kleinbetriebe sind von 
v der Abführung dieser nicht selbst erarbeiteten 

Gewinnerhöhungen befreit, wenn die für das je­
weilige Jahr ermittelte Gewinnerhöhung 1 000 M 
nicht übersteigt.

3.3.2. Die Abführung der gemäß Ziff. 3.3.1. für die zu­
rückliegenden Jahre und das laufende Jahr er­
mittelten Gewinnerhöhungen entfällt ab dem 
Zeitpunkt, zu dem für die hergestellten Erzeug­
nisse und Leistungen, in die diese im Preis ver­
änderten Materialien und Leistungen eingehen, 
planmäßige Industriepreisänderungen wirksam 
werden. Das gleiche gilt, wenn die im Preis ver­
änderten Materialien und Leistungen auf Grund 
von Kalkulationsvorschriften zu diesen Indu­
striepreisen weiterzuberechnen sind.
Die in den folgenden Jahren auf Grund weiterer 
planmäßiger Industriepreisänderungen beim Be­
zug von Material und Leistungen eintretenden, 
nicht auf eigenen Leistungen beruhenden Ge­
winnerhöhungen sind erneut zu ermitteln und 
an den Rat des Kreises abzuführen.

3.3.3. Der Abführungsbetrag im Zusammenhang mit 
Gewinnerhöhungen auf Grund planmäßiger In­
dustriepreisänderungen für bezogene Materialien 
und Leistungen setzt sich wie folgt zusammen:
— für das laufende Jahr, aus den durch die Be­

triebe nachzuweisenden effektiven Gewinn­
erhöhungen,

— für die zurückliegenden Jahre, aus der Sum­
me der in den Jahren ab 1969 jeweils ermit­
telten Gewinnerhöhungen in gleichbleibenden 
Beträgen.

3.4. Veränderungen im Wertansatz der Bestände an 
Material, unfertigen und fertigen Erzeugnissen 
im Zusammenhang mit planmäßigen Industrie­
preisänderungen
Die sich aus dem veränderten Wertansatz der 
Bestände; an Material, unfertigen und fertigen 
Erzeugnissen infolge planmäßiger Industriepreis­
änderungen ergebenden Auswirkungen gehen in 
die Ergebnisrechnung der Betriebe ein. Ab dem 
Jahre 1971 werden diese Auswirkungen nicht 
mehr über den Staatshaushalt ausgeglichen.


